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Hintergrund

Offenbar schon vor dem 20.
April wurde der Saarbrücker Zei-
tung aus dem Innenministerium
ein Änderungsentwurf zum Saar-
ländischen Polizeigesetz vorge-
legt. Auf wessen Initiative und
aus welchen Beweggründen es
zu dem Änderungsentwurf kam,
ist mir nicht bekannt. Ich bezwei-
fele allerdings, dass LKA bzw.
LPD eine solche Aktivität ent-
wickelt haben. Hierfür dürfte es
aus polizeilicher Sicht auch über-
haupt keinen Grund geben.

Hugo Müller: „Die CDU hat
der Polizei bereits vor drei Jah-
ren im Polizeigesetz die Befugnis
zur Videoüberwachung an Kri-
minalitätsschwerpunkten einge-
räumt. Bis heute gibt es auf dieser
Rechtsgrundlage keine einzige
Kamera im Land.

Annegret Kramp-Karren-
bauer auf den Umstand ange-
sprochen, dass es aus den Reihen
der Vollzugspolizei eben keine
Initiative zur Änderung gab, er-
klärte, dass es ja auch in ihrem
Hause Polizeibeamte gäbe. Die
Entstehungsgeschichte bleibt

damit ebenso nebulös wie der
Umstand, dass der Entwurf
zunächst der Presse zugespielt
wurde.

Vorgesehene
Änderungen

Die geplante Gesetzesände-
rung bezieht sich offenbar auf
drei Bereiche.So soll eine anlass-
freie elektronische Erfassung von
Kfz-Kennzeichen auf öffentlichen
Straßen und Plätzen möglich sein,
die automatisch mit dem Fahn-
dungsbestand abgeglichen wer-
den kann. Dadurch soll die Poli-
zei in die Lage versetzt werden,
die weitere Begehung von
Straftaten zu verhindern. Beim
Vorliegen einer „Gefahr“ soll
auch ein Abgleich mit anderen
Dateien möglich sein. Die Daten
der Auto-Kennzeichen sind den
Plänen zufolge „unverzüglich“
zu löschen, wenn sie nicht in den
Dateien der Polizei enthalten
sind. „Spätestens nach 24 Stun-
den“ seien die Daten „automa-
tisch zu löschen, soweit sie nicht
zur Verfolgung von Straftaten er-
forderlich sind“.

Dazu Roland Lorenz im SZ-
Interview: „Dabei würde es sich
um eine Jedermann-Überwachung
von in ihrer großen Mehrheit
gesetzestreuen Bürgern handeln.
Mit der Einführung einer solchen
Maßnahme sollte meines Erach-
tens so lange gewartet werden, bis
die Technik es ermöglicht, nicht
im Fahndungsbestand enthaltende
Kennzeichen automatisch zu
löschen – was bisher offenbar
nicht möglich ist“.

Hugo Müller im SZ-Interview:
„Wenn der Datenabgleich in weni-
gen Millisekunden möglich wäre,
so dass nur Kfz-Kennzeichen
gespeichert würden,bei denen der
Abgleich einen ,Treffer‘ ergab,
wäre das in Ordnung. Bei einem
Pilotversuch dieser Technik in
Bayern musste man einräumen,
dass es Operationen manueller
Art bedurfte, um jene Kfz-Kenn-
zeichen zu löschen, bei denen der
Abgleich keinen Treffer ergab.Ein
solches System wäre missbrauchs-
anfällig und würde zu weit in das
Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung eingreifen“.

Der zweite Bereich, der geän-
dert werden soll, bezieht sich auf
die vorbeugende Telekommuni-
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Am 20. April 2006 titelte die SZ unter anderem: „Saar-Polizei soll Bürger künftig
strenger überwachen“ und „Polizei soll mehr Befugnisse erhalten“. Hintergrund der
Berichterstattung durch den SZ-Redakteur Norbert Freund war ein der SZ aus dem
Hause Kramp-Karrenbauer vorliegender Entwurf zur Änderung des Saarländischen
Polizeigesetzes. In der Ausgabe vom 20. April 2006 kam auch der Landesdatenschutz-
beauftragte Roland Lorenz zu Wort. Dass in der Folge auch eine Interview-Anfrage an die
Gewerkschaft der Polizei gerichtet wurde war ebenso klar wie der Umstand, dass der
Vorsitzende Hugo Müller dieser Anfrage nachkam. Wenn dann aber Günter Becker (CDU)
das Interview zum Anlass nimmt, die bisher sachliche Diskussion zu politisieren und
glaubt den GdP-Vorsitzenden einer „Meinungsänderung“ überführen zu müssen, verwun-
dert das schon sehr.

kationsüberwachung (TKÜ) –
also das Abhören von Telefona-
ten und das Mitlesen von E-Mails,
SMS und Telefaxen. Zu diesem
uns allen als „Großer Lauschan-
griff“ bezeichneten Bereich
wurde der Landesdatenschutz-
beauftragte Roland Lorenz in der
SZ gefragt:

„Tragen die im Entwurf des
Innenministeriums vorgesehenen
Änderungen bei den Vorschriften
über den Großen Lauschangriff
den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Schutz des
,Kernbereichs privater Lebensge-
staltung‘ ausreichend Rechnung?“

Antwort Lorenz: „Nein. Nach
dem von Ihnen zitierten Paragra-
phen 28a des Entwurfs wäre die
Wohnraumüberwachung durch
die Polizei zulässig, falls nur ,ab-
zusehen ist, dass nicht ausschließ-
lich Gespräche geführt werden‘,
die diesen Kernbereich betreffen.
Nach der dieser Hinsicht verfas-
sungskonformen Strafprozessord-
nung des Bundes ist die Maß-
nahme indes nur zulässig, ,soweit
aufgrund tatsächlicher Anhalts-
punkte anzunehmen ist‘, dass
,Äußerungen‘, die diesem Kern-
bereich zuzurechnen sind, ,nicht
erfasst werden‘. Gespräche, bei
denen anzunehmen ist, dass die –
unter anderem – auch diesen
Kernbereich berühren, sollen also
von vorneherein nicht abgehört
werden“.

Der dritte Bereich ist der Be-
reich der Videoüberwachung an
öffentlichen Wegen und Plätzen.
Dies soll zukünftig nicht mehr
nur an Kriminalitätsschwer-
punkten möglich sein. Die Über-
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wachung soll zukünftig überall
dort möglich sein, wenn dies der
Abwehr einer Gefahr für die
öffentliche Sicherheit dienen
würde.

Dadurch soll dem Anliegen
der Landesregierung Rechnung
getragen werden, „die Krimina-
litätsbelastung weiter zu senken“
und „das Sicherheitsgefühl der
Bevölkerung zu stärken“.

Zu diesem Themenbereich
vertreten Hugo Müller und
Roland Lorenz folgende Mei-
nung.

Roland Lorenz: „Die Ein-
griffsvoraussetzung würde die
Videoüberwachung schon dann
legalisieren, wenn eine relativ
geringe Wahrscheinlichkeit für den
Eintritt eines Schadens spräche.
Da es hier nicht mehr allein um

Tatsachen geht, bewegt sich diese
Eingriffsmöglichkeit in Richtung
Verfassungswidrigkeit“.

Hugo Müller: „Ich denke, das
ist eine politische Maßnahme, mit
der man in der Öffentlichkeit
einen Zugewinn an Sicherheit dar-
stellen will, obwohl dies in der

Sache nicht der Fall sein wird. Ich
befürchte sogar, dass das bisher
positive Bild, das die Bürger von
der Polizei haben, sich zum Nega-
tiven verändert. Wenn an vielen
Orten im Saarland die Video-
überwachung eingeführt würde,
wäre dies eine erhebliche Belas-
tung für den Bürger. Seine Mög-
lichkeit, sich unbefangen in der
Öffentlichkeit zu bewegen, wäre
damit eingeschränkt. Bisher neh-
men die Bürger die Polizei als
demokratische Institution und
nicht als Teil eines Überwachungs-
staats wahr. Das könnte in
Zukunft anders sein.

Wir wissen aus Erfahrungen,
die man außerhalb des Saarlandes
mit der Videoüberwachung
machte, dass diese Technik an den
Orten, wo sie eingesetzt wurde, zu
einer Verringerung von Straftaten
führte. Insgesamt ist deren Zahl
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aber nicht gesunken. Die Krimi-
nalität fand dann eben verstärkt da
statt, wo keine Kameras standen.
Außerdem ist die Videoüberwa-
chung teuer. Wir haben große
Angst, dass dann für andere, viel-
leicht wichtigere Dinge wie Ein-
stellungen oder bessere Fahr-
zeugausstattungen das Geld fehlt.

Personal wird durch die Video-
technik keineswegs eingespart.
Erstens muss bei der Videoüber-
wachung immer jemand den
Monitor überwachen, damit man
sofort reagieren kann,wenn etwas
passiert. Und zweitens braucht
man Leute, die dann eingreifen
können. Man benötigt also sogar
mehr Personal. Die Landesregie-
rung geht aber gerade in die umge-
kehrte Richtung. Wir hatten kurz
vor der letzten Landtagswahl von
Ministerpräsident Peter Müller
(CDU) die schriftliche Zusage
erhalten,dass in den nächsten Jah-
ren mindestens 85 Polizisten pro
Jahr eingestellt werden. 2005
waren es nur 60, in diesem Jahr ist
von 50 bis 60 die Rede“.

Wie der innenpolitische Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion
dann auf die Idee kam – und diese
dann auch noch öffentlich
äußerte – die GdP habe in Person
ihres Landesvorsitzenden eine
Richtungsänderung vorgenom-
men, bleibt sein Geheimnis.

Fakt ist,dass sich die GdP sinn-
vollen Gesetzesänderungen auch
weiterhin nicht verschließen wird.
Sinnvoll in diesem Zusammen-
hang bedeutet meiner Einschät-
zung nach:1. Die Änderung muss
notwendig und erforderlich sein,
d. h. es müssen Defizite offen zu
Tage getreten sein. 2. Der Boden
der Verfassungsmäßigkeit darf
keinesfalls verlassen werden. 3.
Die Umsetzung muss auch finan-
zierbar sein.Mir ist nicht bekannt,
dass das Saarland plötzlich zu
Reichtum gelangt ist.Von Regie-
rungsseite wird uns Beschäftig-
ten jedenfalls erklärt, dass das
Land kein Geld mehr habe und
deshalb Weihnachtsgeld,Beihilfe
und und und gekürzt werden
müssen.Von daher macht es über-
haupt keinen Sinn,einen „Papier-
tiger“ in Form einer Gesetzesän-
derung zu schaffen, den man
nachher nicht satt bekommt.Und
bevor die Landesregierung über
flächendeckende Videoüberwa-

chung nachdenkt, sollte sie sich –
nur am Rande vermerkt – über-
legen, wie sie den kostenverant-
wortlichen Stellen (budgetierte
Dienststellen) unter die Arme
greift. Die z. B. erhöhten Treib-
stoffkosten, auf die niemand
innerhalb der Polizei Einfluss hat,
aus anderen Titeln (z.B.Büromö-
bel) zu finanzieren, halte ich für
nicht sinnvoll. Das führt nämlich
dazu, dass man bei anderen
Behörden oder Firmen deren
„Ausschussware“ an Land zieht.
Die sachgerechte Ausstattung von
Arbeitsplätzen schwerbehinder-
ter Kolleginnen und Kollegen
bleibt auf der Strecke u. v. m.

Einstellungszahlen,Besoldung,
Versorgung,Weihnachtsgeld, das
große Feld Beihilfe u. v. m. sind
ebenfalls Themen, denen man
sich als Innenpolitiker wunder-
bar i. S. d. Polizeibeschäftigten
widmen kann.

Und noch etwas. Natürlich
müssen wir technisch auf dem
neuesten Stand bleiben. Keine
Frage! Ich warne aber vor einer
übertriebenen „Technikgläubig-
keit“. Für die innere Sicherheit
sorgen in erster Linie die Poli-
zeibeschäftigten. Ihr kriminalisti-
sches Denken, ihr kriminalisti-
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scher Spürsinn darf bei aller Tech-
nisierung nicht verloren gehen.
In die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter muss qualitativ und
quantitativ investiert werden. Ihr
Engagement ist m. E. nach ent-
scheidend für die innere Sicher-
heit. Ein flächendeckendes Auf-
stellen von Videoüberwachungs-
geräten macht keinen Sinn.

Dieser Meinung sind im
Grunde genommen auch alle im
Stadtrat von Saarbrücken ver-
tretenen Fraktionen, die davon

ausgehen, dass eine Videoüber-
wachung z. B. des Drogenhilfe-
zentrums in der Brauerstraße die
Probleme dort nicht wird lösen
können. Und die abgedruckten
Kommentare der SZ-Redakteure
Freund und Rolshausen sprechen
ebenfalls Bände.

PS:
Nachfolgend haben wir den in

diesem Zusammenhang von
Hugo Müller an Günter Becker
geschriebenen Brief abgedruckt.

ein Gespräch gebeten wird, um
die GdP-Positionen zu dem ver-
öffentlichten und somit umfas-
send bekannt gewordenen Geset-
zesvorhaben zu erfahren, so kann
man dies nicht mehr ablehnen.

Sie haben weiterhin festge-
stellt, dass ich in einem SZ-
Gespräch am 18.April 2005 noch
ausdrücklich die Idee des auto-
matischen Kfz-Scanning unter-
stützt und damals betont hätte,
die Methode des automatisier-
ten Kennzeichenabgleiches sei
geeignet, die Sicherheitslage der
Bürger zu verbessern. Nun sei es
unverständlich, wie der gleiche
„Gewerkschaftschef seine Mei-
nung in so kurzer Zeit vollstän-
dig ändert und auf den ableh-
nenden Kurs der SPD zu diesem
Thema einschwenkt“.

Diese Bewertung überrascht
mich doch sehr, denn sie unter-
stellt einen Dissens, der tatsäch-
lich und auch in den Interviews
nicht existiert. In dem von Ihnen
erwähnten SZ-Artikel von April

2005 ging es um die grundsätzli-
che Frage, ob ein automatisier-
ter Abgleich von Kfz-Kennzei-
chen mit polizeilichen Fahn-
dungssystemen aus fachlicher
Sicht sinnvoll ist und dabei helfe,
die Sicherheitslage zu verbessern.
Dies habe ich seinerzeit aus-
drücklich bejaht, verbunden mit
der sehr weit reichenden Idee,
hierfür sogar das Toll-Collect-
System zu nutzen (wenn dies
denn technisch möglich wäre).

An dieser Betrachtungsweise
hat sich bis heute nichts geän-
dert!

Vor dem Hintergrund der in
den letzten Monaten und Jahren
geführten Debatte um die richtige
Grenzziehung zwischen Sicher-
heit und Freiheit und der Not-
wendigkeit einer von einer brei-
ten Bürgermehrheit getragenen
Kompetenzerweiterung der Poli-
zei einerseits und der in diesem
Zusammenhang sehr beachtli-
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Sehr geehrter Herr Becker,
ein Interview des SZ-Redak-

teurs Norbert Freund mit mir in
meiner Eigenschaft als GdP-Lan-
desvorsitzender, das am 9. Mai
im Teil „Landespolitik“ veröf-
fentlicht wurde und sich kritisch
mit den Ideen zur Fortentwick-
lung des SPolG beschäftigte, ver-
anlasste Sie am gleichen Tag zu
einer Pressemeldung unter dem
Titel „GdP-Landeschef Müller
beim Thema Videoüberwachung
jetzt plötzlich auf SPD-Linie“.

Weil uns in der GdP und mir
ganz persönlich ein sachlich-kri-
tischer Austausch von Argumen-
ten wichtiger ist als eine medial
geführte Debatte, habe ich sehr
bewusst auf eine neuerliche kom-
mentierende Reaktion in die
Medien hinein auf Ihre Presse-
meldung hin verzichtet.

Erlauben Sie mir heute, zu den
in Ihrer Presseerklärung gemach-
ten Vorwürfen und Unterstel-
lungen einige klarstellende Worte
zu formulieren.

Sie haben festgestellt, „es
stünde der GdP gut an, auf die
Vorlage eines Entwurfs des neuen
SPolG zu warten, um dann im
geordneten Verfahren im Rah-
men der Anhörung im Landtag
… zu beraten.“ In dieser erkenn-
baren Grundhaltung, die auf ein
„geordnetes Verfahren“ abzielt,
möchte ich Sie vom Grundsatz

her ausdrücklich unterstützen.
Dass Sie den entsprechenden
Vorwurf an meine bzw. die
Adresse der GdP richten, ist für
uns allerdings auch nicht ansatz-
weise nachvollziehbar. Denn
wenige Tage vor dem Interview
mit mir, konkret am 20. April,
berichtete die Saarbrücker Zei-
tung umfassend und dezidiert
über die Planungen des Innen-
ministeriums bzw. der Landesre-
gierung bzgl. eines neuen SPolG,
in dem erheblich erweiterte
Befugnisse zur Videoüberwa-
chung, zum Kfz-Kennzeichen-
Scanning und in anderen Berei-
chen vorgesehen sein sollen.Von
diesem SZ-Bericht waren viele
in der Polizei überrascht, und wir
in der GdP erst recht.Wir wussten
auch nicht ansatzweise etwas über
das einschlägige Vorhaben im All-
gemeinen, noch war uns ein ent-
sprechender Gesetzentwurf im
Besonderen bekannt.Wir hätten
uns das von Ihnen eingeforderte
„geordnete Verfahren“ auch
gewünscht, nur war es durch eine
von wem auch immer zu verant-
wortende Indiskretion und der
erwähnten SZ-Berichterstattung
kaum mehr möglich. Nichtsde-
stotrotz gab es seitens der GdP
keine aktive Öffentlichkeitsar-
beit als Reaktion auf diesen
Bericht. Wenn dann allerdings
seitens eines SZ-Redakteurs um
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chen Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichtes etwa zur akusti-
schen Wohnraumüberwachung
oder zur Rasterfahndung ande-
rerseits, hatte ich dann im April
2005 aber eine ganz entscheiden-
de Bedingung formuliert, näm-
lich dass „die erhobenen Daten
nur für die sofortige Abgleichung
mit polizeilichen Fahndungssys-
temen nutzbar sein sollten, und
immer dann, wenn dabei kein
‚Treffer‘ festgestellt wird, eine
Speicherung nicht erfolgen
dürfe!“

Genau diese entscheidende
Bedingung war in dem SZ-Inter-
view vom 9. Mai 2006 Ursache
von Zweifeln meinerseits.

Der SZ-Redakteur wies näm-
lich darauf hin, dass in dem ihm
vorliegenden Gesetzentwurf (der
wie schon erklärt mir nicht vor-
lag) der Polizei die Kompetenz
zugewiesen werden soll, Infor-
mationen in Bezug auf Kfz-Kenn-
zeichen zu erheben.

An späterer Stelle im Entwurf
sei dann erklärt,dass solche erho-
benen Informationen nach
Abgleich unverzüglich zu löschen
seien.

Im Sinne der oben genannten
Grundhaltung habe ich dann fol-
gerichtig festgestellt, dass ein

„Datenabgleich in wenigen Mil-
lisekunden“,verbunden mit einer
Speicherung im Falle eines „Tref-
fers“ wünschenswert ist, eine
Speicherung aller Daten,die eine
„unverzügliche Löschung“ nach
einem Abgleich erforderlich
macht, aber eben einen Schritt
zu weit geht.

Lassen Sie mich die Gelegen-
heit nutzen, auch zu der im Inter-
view angesprochenen strittigen
Frage einer „präventiven Video-
überwachung“ öffentlicher Wege
und Plätze Stellung zu beziehen.
Auch hier ist die GdP-Argu-
mentation eine solche jenseits
parteipolitischer Debatten. Auf
der Basis des Positionspapiers
der GdP Bund vom 7. August
2000, das ich Ihnen als Anlage
beifüge, lehnen wir eine Video-
überwachung öffentlicher Wege
und Plätze nicht grundsätzlich ab.
Wir sagen aber auch, dass eine
solche Maßnahme nur dort zuläs-
sig sein sollte, wo sich solche
Flächen auf Grund eindeutig vor-
liegender Erkenntnisse als Kri-
minalitätsschwerpunkte erwie-
sen haben. Insofern haben wir
uns bei der entsprechenden Ver-
änderung des SPolG vor einigen
Jahren auch sehr konstruktiv-kri-
tisch verhalten. Wenn aber auf
der Basis der damaligen Geset-
zeserweiterung bis heute keine

einzige Videoüberwachungsan-
lage im Saarland installiert ist,
dann ist doch wohl die Frage, ob
man jetzt unbedingt eine noch
weitergehende Befugnisse
braucht, klar zu beantworten.

Erlauben Sie mir, in der Sache
noch eine weitere wichtige
Bemerkung zu machen.Vor dem
Hintergrund der problematischen
Haushaltslage des Saarlandes
wird es immer schwieriger, die
Mittel für dringend notwendige
Einstellungen in die Polizei bzw.
die Ergänzung und Modernisie-
rung der Sach- und Dienststel-
lenausstattung bereitzustellen.
Gleichzeitig über neue und
sicherlich wohl nicht ganz billige
Techniken zu philosophieren,die
dann aus dem gleichen Haushalt
zu finanzieren wären, müssen
auch insofern kritische Fragen
unsererseits verursachen.

Um zu belegen, dass wir in der
GdP-Öffentlichkeitsarbeit nicht
nur alles destruktiv oder partei-
politisch motiviert bewerten,
zitiere ich im Folgenden noch den
letzten Teil des Interviews, der
leider aus Platzgründen nicht
mehr veröffentlicht wurde:

SZ: Wie bewerten Sie die im
Entwurf vorgesehene Einführung
der vorbeugenden Telekommuni-
kationsüberwachung, wenn die
Polizei „konkrete Vorbereitungs-

handlungen“ für schwere Strafta-
ten feststellt?

Müller: Bei schweren Delikten
etwa im Bereich der Organisierten
Kriminalität oder terroristischen
Aktivitäten ist die verdeckte Infor-
mationserhebung für die Polizei
eine der wichtigsten Möglichkei-
ten, um überhaupt ein Stück wei-
ter zu kommen.Ich denke,dass die
Pläne des Ministeriums in diesem
Bereich verfassungskonform sind.

Sehr geehrter Herr Becker,wie
Sie sehen, gibt es bei uns weder
einen Zickzack-Kurs noch eine
parteipolitisch motivierte Posi-
tionierung oder Öffentlichkeits-
arbeit.Gerne würde ich die Gele-
genheit nutzen, die begonnene
Debatte in geordnete und –
sowohl  für die Polizei als auch die
Bürgerinnen und Bürger – frucht-
bringende Bahnen zu lenken.
Hierzu schlage ich vor, dass wir
uns alsbald mit Vertretern des
GdP-Landesvorstandes und den
Mitgliedern der CDU-Fraktion
im Innenausschuss zusammen-
setzen und durchaus konstruk-
tiv-kritisch die Argumente aus-
tauschen.

Über eine Rückmeldung ihrer-
seits in diesem Sinne würde ich
mich sehr freuen.

Mit freundlichen Grüßen,
Hugo Müller,

Landesvorsitzender
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POK Robert Schmitt bei der Eröffnung des Hoffestes.
Foto: LPD Presseabteilung
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Die Idee, sich im Dienst einer
guten Sache der Öffentlichkeit
vorzustellen und dies mit kom-
petenten Partnern zu verwirkli-
chen, hatte fruchtbaren Boden
gefunden.Das 1.Hoffest des Poli-
zeimusikkorps des Saarlandes,
durchgeführt auf dem ehemali-
gen Gelände der Telefilm Saar
am Eschberger Weg, war ein
voller Erfolg.

Die Evangelische Kirchenge-
meinde Schafbrücke, die Jugend-
abteilung des SV Schafbrücke

und Mitglieder des Hofplatzver-
eines Eschberg sorgten sich um
das leibliche Wohl der Gäste,
während die Mitglieder des Poli-
zeimusikkorps ihren Part über-
nahmen: In den Besetzungen
Blasorchester, Egerländer und
Big Band heizten sie den Besu-
chern richtig ein und gewannen
wieder viele neue Fans. Für den
optimalen Sound mit dem richti-
gen Equipment sorgte Bernhard
Wesely von der Fa. Stagelight-
Showservice.

„1. Hoffest“ des
Polizeimusikkorps

VERANSTALTUNG 1

Und da das Wetter auch mit-
spielte, werden die Veranstalter
sicherlich einen respektablen
Betrag an die Aktion „Herzens-

sache hilft Kindern“ von SWR
und SR übergeben können.
(Quelle, LPD-Presseinformation
vom 9. Mai 2006)



Auf Initiative von Michael
Andrae,stellvertretender Landes-
bezirksvorsitzender, und zustän-
dig für Tarifangelegenheiten beim
GdP-Landesbezirk, wurde vor
dem Hintergrund der aktuellen
Tarifauseinandersetzung eine

tarifpolitische Runde eingerich-
tet.Ziel ist eine Verbesserung der
Informations- und Organisati-
onsarbeit im Bereich der tarif-
beschäftigten Mitglieder des Lan-
desbezirks der GdP.

Aufgrund der Meldungen des
Landesbezirksvorstandes und aus
den Kreisgruppen gehören dem
Tarifforum derzeit folgende Mit-
glieder an:

Michael Andrae,stellv.Landes-
bezirksvorsitzender, Karl Reck-
tenwald,Vors. Hauptpersonalrat
beim MfIFFS, Vera Koch, Mit-
glied Große Tarifkommission,
Martin Speicher, Mitglied Große
Tarifkommission, Sonja Alt, KG
St. Wendel, Brigitte Karst, KG
Neunkirchen,Wolfgang Henkes,
KG Neunkirchen, Helga Bour-
get,KG Saar-Pfalz,Andrea Thiel,
KG Saarbrücken Stadt, Michael
Schneider, KG Saarbrücken
Land, Jürgen Schmeer, KG Lan-
deskriminalamt

Am 18. Mai 2006 trafen sich
die Mitglieder erstmalig in der
Landesgeschäftsstelle mit dem
Landesbezirksvorsitzenden Hugo
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Müller zur konstituierenden Sit-
zung.

Hugo Müller stellte den aktu-
ellen Stand der Tarifverhandlun-
gen, insbesondere die wesentli-
chen Knackpunkte, sowie die
Haltungen und Erwartungen

sowohl der Arbeitgeber- als auch
der Gewerkschaftsseite vor.

Mit Blick auf die für den 19.
und 20. Mai terminierten (zwi-
schenzeitlich erfolgreich abge-
schlossenen) Tarifverhandlungen
und die am 20. Mai vorgesehene
Sitzung der Großen Tarifkom-
mission der GdP wurde die
Tarifauseinandersetzung und die
Haltung des Landesbezirks zu
den anstehenden Themen aus-
führlich diskutiert.

Zur Auswertung des nunmehr
vorliegenden Tarifergebnisses
hinsichtlich der saarländischen
Verhältnisse und zur Diskussion
über die noch offenen Fragen
fand die nächste Sitzung des Tarif-
forums am 7. Juni 2006 statt.

Hierbei wurde eine Bewertung
des Tarifergebnisses für die Län-
der vorgenommen und festge-
stellt, dass noch wichtige und
schwierige Detailfragen geklärt
werden müssen. Diese Klärung
soll in einem Gespräch mit der
Innenministerin herbeigeführt
werden. Eine zeitnahe Informa-
tion über das Ergebnis wird allen

Tarifbeschäftigten über die GdP-
Medien zugehen.

Als Ergebnis des Treffens wur-
de auch eine Informationsveran-
staltung für alle Tarifbeschäftig-
ten vereinbart. Datum: 14. Sep-
tember 2006. Bitte vormerken!

Von den Teilnehmern der
Tarifrunde wurde deren Einrich-
tung sehr begrüßt. Man verein-
barte sich bei Bedarf öfter, min-
destens aber zwei- bis dreimal im
Jahr zusammenzusetzen.

Da der Teilnehmerkreis des
Tarifforums ohne Weiteres erwei-
terbar ist, können sich interes-
sierte Tarifmitglieder über die
Landesgeschäftsstelle jederzeit
einklinken. Dort erhaltet ihr
regelmäßig aus erster Hand alle
aktuellen Informationen, könnt
über die Tarifpolitik diskutieren
und habt die Möglichkeit, sie mit-
zugestalten.

Karl Recktenwald

LANDESJOURNAL
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Die „Tarifrunde“ am 7. Juni 2006 Foto: Hugo Müller

„Action“ in der Lebacher Fußgängerzone beim Tag der Hilfsdienste.
Foto: PI Lebach

Tarifforum eingerichtet

Tag der Hilfsdienste
in Lebach

VERANSTALTUNG 2

Am 9. Mai 2006 fand in der
Fußgängerzone Lebach die
zweite Auflage des „Tags der
Hilfsdienste“ statt. Von Joachim
Persch und seinem Team vor-
bildlich organisiert und von der
Stadtverwaltung bestens unter-
stützt, stellten die Hilfsdienste
bei verschiedenen Übungen ihr
Können unter Beweis. Ob Feu-
erwehr,THW,DRK oder DLRG,
alle Teilnehmer waren mit Be-
geisterung dabei. Und dass die
Arbeit der Hilfsdienste in der
Öffentlichkeit auch wahrgenom-

men wird, zeigte die große Zahl
an interessierten Zuschauern.
Die PI Lebach war mit einem
Infostand ebenso vertreten wie
die Polizeiseelsorge.Welche Fol-
gen unsachgemäß mitgeführtes
Benzin (Tanktourismus) haben
kann, zeigte der simulierte Auto-
unfall am Schluss des Tages. Ein
Dankeschön auch an Mike Cas-
pers, der den Tag moderierte,
Interviews führte und sich selbst
wagemutig durch einen „Luft-
einsatz“ retten ließ.

D. S.
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Am 19. Mai 2006 fand ein
Gespräch mit der Innenministe-
rin statt, bei der die nachfolgend
aufgeführten zehn Themen erör-
tert wurden.

Thema 1: Einstellungszahlen
und Einstellungen von Polizei-
verwaltungsbeamten oder -ange-
stellten

JUNGE GRUPPE: „Wie soll
bei den zukünftigen Pensions-
zahlen von bis zu 240 im Jahr
2010 und den derzeitigen Einstel-
lungszahlen der Personalbestand
gehalten werden?“

„Was sind mögliche Aufgaben
von Polizeiverwaltungsangestell-
ten?“

Forderung JUNGE GRUPPE
nach bedarfsorientierten Ein-
stellungen,nicht nach Kassenlage

Kramp-Karrenbauer: Es wird
in den nächsten Jahren bei einem
Einstellungskorridor von 50 bis
60 Neueinstellungen bleiben.Wir
müssen aber über den quantitati-
ven und qualitativen Zuschnitt des
Stellenplans der Polizei reden und
über die Frage der Entlastung von
polizeifremden Tätigkeiten und
Einstellung von Fachpersonal.

Über diese Möglichkeiten wer-
den nach der Sommerpause auf
Grund der Evaluierungsergeb-
nissen der AG Polizei 2000+ Bera-
tungen geführt.

Thema 2: Fortgang zweigeteilte
Laufbahn

JUNGE GRUPPE: „Gibt es
seitens der Landesregierung Plä-
ne,wie z.B. in Hamburg im ersten
Studienjahr die Kommissaran-
wärter/Innen ohne Bezüge auszu-
bilden?“

Forderung JUNGE GRUPPE
nach Festhalten an der zweige-
teilten Laufbahn und Ausbildung
mit Bezügen

Kramp-Karrenbauer: Aus mei-
ner Sicht kann ich ausschließen,
dass im Saarland im ersten Stu-
dienjahr ohne Bezüge ausgebil-
det wird, jedoch wird es evtl. eine
Debatte über eine mögliche Kür-
zung der Anwärterbezüge wie in
anderen Bundesländern geben.
Das dadurch eingesparte Geld soll
der Polizeiorganisation an ande-
rer Stelle zufließen.

Thema 3: Rückmeldung der
Staatsanwaltschaft über den Aus-
gang von Strafverfahren

Forderung JUNGE GRUPPE:
Rückmeldung der Staatsanwalt-
schaft über den Ausgang von
Strafverfahren mit dem Ziel einer
höheren Motivation der Kolle-
gen

Kramp-Karrenbauer: Es sind
hierzu Befragungen bei der LPD
und dem LKA durchgeführt wor-
den, wobei dem LKA die derzei-
tige Rückmeldepraxis der Staats-
anwaltschaft als ausreichend
erscheint, während bei der LPD
und hier vor allem an der Basis die
mangelnde Information beklagt
wird. Es ist eine Arbeitsgruppe
damit beauftragt worden, eine
praktische Verfahrensweise zur
Rückmeldung zu entwickeln.
Nach dem Erstellen einer solchen
Praxis soll sich konkret mit der
Staatsanwaltschaft darüber unter-
halten werden.

Ziel ist es, jeden Sachbearbeiter
dann über den Abschluss von Ver-
fahren zu informieren.

Thema 4: Psychologie als
Unterrichtsfach

Die JUNGE GRUPPE schil-
dert die derzeitige Situation und
stellt einzelne Unterrichtsinhalte,
die zu theorielastig sind (Stich-
wort „lange Geschichte der Psy-
chologie“, etc.) dar und erwähnt
das gänzliche Fehlen einer berufs-
bezogenen „Polizeipsychologie“.

Forderung JUNGE GRUPPE:
Eine praxisnähere Ausgestaltung
des Faches als bessere Vorberei-
tung auf das Berufsleben

Kramp-Karrenbauer: Das
Innenministerium wird in diesem
Punkt nachhaken. Das Referat
D5 als Fachaufsicht wird sich mit
der Problematik beschäftigen.

Thema 5: Schriftliche und
mündliche Prüfung innerhalb der
dreijährigen Ausbildungszeit

Die JUNGE GRUPPE weist
auf die Problematik der Einsetz-
barkeit der Kommissaranwärter
hin, die in dem Zeitraum zwi-
schen schriftlicher und mündli-
cher Abschlussprüfung (Oktober
bis Januar) zwar den Dienststel-
len als Einsatzkräfte zugeteilt

sind, jedoch noch keinerlei Befug-
nisse besitzen.

Die JUNGE GRUPPE schlägt
vor, die mündliche Abschluss-
prüfung zeitlich vorzuziehen,
damit die Anwärter möglichst
schnell als volle Einsatzkraft ein-
gesetzt werden können.

Die JUNGE GRUPPE ver-
weist ebenso auf die Handhabung
anderer Bundesländer mit der
Problematik „Befugnisse der
KAs“. Sie weist auf die Regelung
in Bayern hin,wo ein Kommissar-
anwärter/In nach einer Ausbil-
dungszeit von einem Jahr zum
Polizeioberwachtmeister wird und
somit Anordnungsbefugnis besitzt.

Kramp-Karrenbauer: Die
Ministerin erläutert hierzu, dass
eine Arbeitsgruppe an der FHSV
eingerichtet wurde,die sich derzeit
mit der Umwandlung des Diplom-
Studiums in einen Bachelor-Stu-
diengang befasst. Der Ergebnis-
bericht der Arbeitsgruppe, der im
Herbst dieses Jahres erwartet wird,
bildet die Grundlage für eine Dis-
kussion über eine Umstrukturie-
rung der Polizeiausbildung.

Sie bat die JUNGE GRUPPE,
Informationen über die bayrische
Regelung der Befugnisproblema-
tik an sie weiterzuleiten.

Thema 6: Ausstattung mit
schusssicheren Westen

Die JUNGE GRUPPE spricht
die Ministerin auf den derzeitigen
Planungsstand bei der „Mann-
ausstattung“ von schusssicheren
Westen an.Weiter fordert sie eine
Pool-Ausstattung der KD, der
KPI und des LKA.

Kramp-Karrenbauer: Die
Innenministerin erläutert,dass laut
dem derzeitigen Stand die beste-
hende Pool-Ausstattung der
Dienststellen mit Schusswesten der
Firma „Second Chance“ bis zum
Jahresende gegen neue Schuss-
westen ausgetauscht wird.

Die Beschaffungsplanung sieht
vor, dass eine Ausrüstung jedes
Polizeivollzugsbeamten/In mit
einer schusssicheren Weste, in drei
bis vier Beschaffungsphasen, bis
zum Jahre 2009 abgeschlossen
sein soll. Dabei wird ebenso der
Austausch der Schusswesten, die

privat von Polizisten angeschafft
wurden, berücksichtigt und gegen
neue Westen ersetzt.

Zur Forderung nach einer
Poolausstattung für die KDs, die
KPI und das LKA wurde von ihr
eine Prüfung zugesagt.

Thema 7: Leitstelle
Die JUNGE GRUPPE berich-

tet der Ministerin über die posi-
tiven Erfahrungen der Kollegen
aus Rheinland-Pfalz bei der
Anwendung einer eigens ent-
wickelten Lagebildsoftware.

Diese ermöglicht es den Sach-
bearbeitern, durch das automati-
sche Auswerten von regionalen
Daten der Vorgangsbearbeitung,
Zusammenhänge zwischen ein-
zelnen Delikten herzustellen, so
dass die Aufklärung von bei-
spielsweise bandenmäßig began-
genen Delikten erleichtert wird.

Forderung der JUNGEN
GRUPPE ist hierbei, dass eine
solche Lagebildsoftware auch für
die Polizei Saarland angeschafft
wird.

Kramp-Karrenbauer: Die
Ministerin hält die Erstellung von
Lagebildern für sinnvoll. Dazu
müssen auch technische Voraus-
setzungen geschaffen werden. Die
geplante Leitstelle soll als Service-
stelle auch dazu in die Lage versetzt
werden.Insellösungen lehnt sie ab.

Bei der Fertigstellung der Leit-
stelle soll das Ziel 2008 eingehal-
ten werden.

Thema 8: Blaue Uniformen
Die JUNGE GRUPPE ver-

tritt, ebenso wie die Ministerin,
den Standpunkt, dass eine
Umstellung der Uniform der Poli-
zei Saarland von grün auf blau
keine akute Problematik darstellt
und sekundären Charakter hat.

Es wird von beiden Seiten
befürwortet,die Haushaltsgelder,
in der momentanen finanziellen
Situation,besser in andere Berei-
che der Polizei zu investieren,wie
beispielsweise im Beförderungs-
budget oder in der technischen
Ausrüstung wie auch im Fuhr-
park.

Kramp-Karrenbauer: Die
Ministerin betonte jedoch, dass
das Saarland auf lange Sicht wahr-

LANDESJOURNAL
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Gesprächsrunde mit der Innenministerin
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scheinlich nicht an einer Umstel-
lung der Polizeiuniform von blau
auf grün vorbeikommen wird.
Derzeit wird über ein Finanzie-
rungsmodell beratschlagt, so dass
eine Umstellung möglichst ein-
heitlich stattfinden kann.

Thema 9: Bachelor-Studien-
gang an der Fachhochschule für
Verwaltung (FHSV)

Die JUNGE GRUPPE erkun-
digt sich bei der Ministerin über
den derzeitigen Planungsstand,
bei der Umstrukturierung des
Diplom-Studiums zum Bachelor-
Studiengang.

In diesem Kontext zeigt die
JUNGE GRUPPE Bedenken bei
einer Umstellung des Studien-
gangs zum „Bachelor“. Fraglich
ist, ob die Ausbildung zum Poli-
zeikommissar, im Zuge dieser
Umstellung, nicht zu theoretisch
wird und wichtige Praxisanteile
ersatzlos gestrichen werden müs-
sen, um einen „Bachelor“-Studi-
engang zu ermöglichen.

Kramp-Karrenbauer: Die Mi-
nisterin zeigt Verständnis für die
Bedenken der Jungen Gruppe und
spricht sich offen für eine praxis-
nahe Ausbildung in der Polizei aus.
Sie verweist dabei auf die Arbeits-

gruppe an der FHSV und schlägt
einen Dialog über diese Proble-
matik nach Fertigstellung des
Ergebnisberichts der Arbeits-
gruppe vor.

Thema 10: WM 2006 und Ein-
satzplanung der Polizei Saarland

Die JUNGE GRUPPE erläu-
tert die Problematik, stellvertre-
tend für alle betroffenen Kolle-
gen/Innen, bei dem derzeitigen
Planungsstand des Einsatzes der
Polizei Saarland im Verlauf der
WM 2006.

Dabei stellt die JUNGE
GRUPPE gezielt die Frage nach
dem Umfang des personellen
Einsatzes der Polizei Saarland.
Die JUNGE GRUPPE zeigt
dabei die Situation der betroffe-
nen Kollegen auf, die in der Zeit
der WM Urlaubssperre haben,
jedoch bisher noch nicht über
eine Einsatzkonzeption infor-
miert wurden.

Kramp-Karrenbauer: Die
Ministerin erklärt dazu, dass sie
sich umgehend mit den Verant-
wortlichen in Verbindung setzen
wird, um eine schnelle Einsatz-
planung und die Information der
betroffenen Kollegen/Innen zu
gewährleisten.

Für die GdP-Kreisgruppe
Saarbrücken konnten Bernhard
Wirtz und Michael Gottesleben
dem Leiter der PBI St. Johann,
Jörg Wagner, zwei Kaffeema-
schinen und ein Geschirrset über-
geben. Ralf Porzel

Saarlouis

Runder Geburtstag
Am 12.Mai 2006 konnte unser

ehemaliger Seniorenvertreter
Günther Backes,gut gelaunt und
bei bester Gesundheit, seinen

80. Geburtstag feiern. In die
Gratulationsschar reihten sich im
Laufe des Tages viele GdPler und
ehemalige Weggefährten ein.Die
Glückwünsche des Landesseni-
orenvorstandes überbrachte
Artur Jung mit seinem Team, die

der Kreisgruppe Herrmann Sinn-
well,Jürgen Graf und Dirk Schnu-
bel. Auch von dieser Stelle aus
nochmals alles Gute, vor allem
Gesundheit, lieber Günther.

Unterbringung „Vorbildlich“
In der April-Ausgabe 2004 hat-

ten wir uns unter der Überschrift:
Unterbringung „Mangelhaft“ der
katastrophalen Raumsituation
des Polizeipostens Überherrn
gewidmet. Nach nunmehr etwas
mehr als zwei Jahren gilt es an
der Front Entwarnung zu geben.
Am 12. Mai 2006 übergab der
Bürgermeister der Gemeinde
Überherrn, Herr Blaß, offiziell
die neuen Räumlichkeiten des
Polizeipostens im Rathaus an
Innenministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer.Viele Gäste
waren der Einladung gefolgt und
so konnte die Übergabe in einem
angemessenen Rahmen stattfin-
den. In seiner Festansprache
bedankte sich Bürgermeister
Blaß für die vorbildliche Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinde-
verwaltung und Vollzugspolizei.
Der Kreisgruppenvorsitzende
Dirk Schnubel überreichte den
Kollegen des Polizeipostens ein
kleines Präsent der GdP in Form
einer Wanduhr. D. S.

LANDESJOURNAL

JUNGE GRUPPE KREISGRUPPEN

Die Kollegen des PPost Überherrn Foto: Dirk Schnubel

V. l. H. Sinnwell, G. Backes, J.
Graf Foto: Dirk Schnubel

Saarbrücken Stadt

Jubilare im 1. Halbjahr 2006
Sieben langjährige Mitglieder

der GdP-Kreisgruppe Saar-
brücken Stadt konnten im 1.Halb-
jahr 2006 ein besonderes Jubiläum
feiern. Das „halbe Jahrhundert“
erreichten Karl- Heinz Groß,Mar-
git Pfüll,Herbert Hohlweck,Wolf-
gang Neef, Hans Joachim Urig
und Jörg Wagner . Zu ihrem 50.
Geburtstag gratuliert die Kreis-
gruppe nochmals recht herzlich.

Gleich 60 „Lenze“ alt wurde
eine unserer „guten Feen“ in der
„Karcherstraße“,Elisabeth Prinz.
Den Ruhestand schon im Blick

hoffen wir, dass sie uns noch ein
Weilchen erhalten bleibt und gra-
tulieren auch hier nochmals recht
herzlich. Allen Geburtstagskin-
dern wünschen wir von dieser
Stelle aus alles Gute, Gesundheit
und Wohlergehen.

Sozialraum der PBI Saar-
brücken St. Johann ausgestatet

Rechtzeitig  zu den Großer-
eignissen Katholikentag und Fuß-
ball-WM hat die GdP-Kreis-
gruppe Saarbrücken das „in die
Jahre gekommene“ Inventar des
Sozial- und Ü-Schicht-Raumes
der PBI Saarbrücken St. Johann
teilerneuert, um auch für die
bevorstehenden Einsatzlagen
„etwas besser“ gerüstet zu sein.

Unsere Kreisgruppen
berichten

KREISGRUPPEN

Ende Mai verstarb unser GdP-Mitglied 
Roland Tomanik 

nach langer schwerer Krankheit.
Der Umgang mit seiner Erkrankung und seine posi-
tive Lebenseinstellung haben mich sehr beeindruckt.
Unser Mitgefühl gilt seiner Familie.
Dirk Schnubel, Vorsitzender Kreisgruppe Saarlouis

†
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Es ist mal wieder „fast“ soweit.
Die Planungen für die nächste
Frauenfahrt gehen in die heiße
Phase.Wir werden dieses Jahr zur
Frauengruppe der GdP ins Köl-
ner Polizeipräsidium fahren.

Nach einem kleinen Empfang
werden wir uns mit der Presse-
und Medienarbeit aus Sicht des
Präsidiums und der GdP beschäf-
tigen. Danach können wir ein
Mittagessen in der dortigen Poli-
zeikantine einnehmen. Für den
Nachmittag ist die Besichtigung
der WDR-Fernsehstudios (evtl.
Lindenstraße) geplant.Die Rück-
reise erfordert selbstverständlich

eine kleine Stärkung, die wir
wahrscheinlich gegen 19.30 Uhr
in einem gemütlichen Restaurant
im nördlichen Saarland einneh-
men werden. Da zunächst drei
Termine zur Debatte stehen (15.,
22. oder 29. September 2006),
bitte ich darum, sich diese Ter-
mine bei Interesse vorzumerken.
Das genaue Datum und weitere
Einzelheiten werden rechtzeitig
an dieser Stelle bzw. per Flug-
blatt veröffentlicht. Anmel-
dungen jetzt schon über die
Geschäftsstelle bei Sylvia Schuhe
(06 81/81 14 98) oder Vera Koch
(0 68 38/98 65-3 57).

Am Montag,dem 15.Mai 2006,
fand in der Zeit von 10.00 Uhr bis
17.00 Uhr auf dem Wackenberg,
gemeinsam mit der LPD, ein
WM- Forum statt.

Ziel der Veranstaltung war es,
die Einsatzkräfte über den Pla-
nungsstand zu informieren.

Nach der Eröffnung und
Begrüßung durch Hugo Müller
und den Leiter der LPD, Paul
Haben, berichtete der Einsatz-
leiter für den WM-Spielort Kai-
serslautern, Herr Maaßen, über
den Stand der Einsatzplanung für
den Bereich Kaiserslautern.Seine
rund 2700 Einsatzkräfte wissen
seit wenigen Tagen, so Herr
Maaßen, „wann, wo und in wel-
chem Einsatzabschnitt sie einge-

setzt werden“. Noch vor der Mit-
tagspause erläuterte dann Volk-
mar Hellwig für die LPD den
saarländischen Planungsstand.
Schwerpunkte für uns sind zum
einen die Unterstützungseinsätze
für Rheinland-Pfalz am Spielort
Kaiserslautern sowie die zahlrei-
chen öffentlichen Übertragungs-
stätten („Public Viewing“) inner-
halb des Saarlandes, die in der
Lagebeurteilung schwer zu klas-
sifizieren sind.

Nach der Mittagpause legten
dann „Fan-Betreuer“ sowie so
genannte szenekundige Beamte
(SKB) ihre Sicht der Dinge dar.

An dieser Stelle nochmals ein
Dankeschön an alle Beteiligten!

D. S.
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Ein spektakulärer Unfall bahnt sich an. Foto: Dirk Schnubel
Viele Kolleginnen und Kollegen waren der Einladung von GdP und LPD gefolgt.

Fotos: Dirk Schnubel

Hugo Müller eröffnet die Veranstaltung vor über 200 Besuchern.

Vorankündigung:
Frauenpolitische Bildungsfahrt
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GdP-Forum 
„Fußball WM 2006“

Auch in diesem Jahr gab es im
Rahmen der Saarlouiser Woche
auf dem Großen Markt einen Tag
der Hilfsdienste. Unter der
Schirmherrschaft von OB Roland
Henz hatten sich erneut viele
Hilfsorganisationen auf dem
Großen Markt versammelt. Die
verschiedensten Übungsaufgaben
wurden hervorragend gemeistert.
Die Polizei war mit den unter-
schiedlichsten Einsatzmitteln ver-
treten und stand den vielen inter-
essierten Besuchern Rede und
Antwort. Mit viel Engagement
wurde für das leibliche Wohl
gesorgt. Am Nachmittag zeigte
dann die Hundestaffel mit ihren

Vierbeinern ihr Können, bevor
dann zum Abschluss der Veran-
staltung ein wirklich spektakulä-
rer, simulierter Unfall für Aufse-
hen sorgte.Ein 40 Tonnen schwe-
rer „Marder-Panzer“ der Bundes-
wehr stieß mit einem Audi 80
zusammen.In dem Audi hätte bei
einem richtigen Unfall niemand
überlebt,war der treffende Kom-
mentar eines beeindruckten
Zuschauers. Auch in Saarlouis
führte Mike Caspers durch das
ganztägige Programm. Dafür ein
herzliches Dankeschön! Dies gilt
gleichermaßen für die vielen Hel-
ferinnen und Helfer der PBI
Saarlouis! D. S.
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Tag der Hilfsdienste 
in Saarlouis


